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Im vergangenen Jahr war ein maßgeblicher Wandel in den politischen und ökonomischen
Aussichten  Portugals  zu  beobachten  gewesen.  Diese  Entwicklungen  hatten  nicht  nur
Einfluss auf die Europapolitik des Landes, sondern auch auf die Art der Beziehung Lissa-
bons zu Brüssel.

Politische Aussichten 

Die Regierung der sozialistischen Partei (PS) blieb aufgrund der parlamentarischen Unter-
stützung der kommunistischen Partei (PCP) und des Linksblocks (BE) weiterhin im Amt.
Dieser  ungewöhnliche parlamentarische Rückhalt  stützte die Anti-Austeritätspolitik und
machte  die  Rückkehr  zu  großzügigeren  sozialpolitischen  Maßnahmen möglich.  Dieser
Politikkurs war die Antwort auf langjährige Austeritätsmaßnahmen, die der  ehemaligen
konservativen  Regierungskoalition  aus  der  sozialdemokratischen  Partei  (PSD) und der
rechtskonservativen  Partei  (PP)  von  der  Europäischen  Kommission,  der  Europäischen
Zentralbank und dem Internationalen Währungsfonds (IWF) aufgezwungen worden waren.

Der  sozialistische  Premierminister  António  Costa  meisterte  die schwierige  Aufgabe,
sowohl die guten Beziehungen zu Brüssel, im Einklang mit der Tradition seiner Partei, als
auch das Vertrauen seiner Partner aus dem linken Spektrum, die seine Regierung im Parla-
ment  stützen,  aufrechtzuerhalten.  Zeitgleich  entwickelten  sich  auch  die  Beziehungen
zwischen der Regierung und dem Präsidenten Marcelo Rebelo de Sousa reibungslos fort.
Die stabile politische Lage hat, zusammen mit den in jüngster Zeit positiven wirtschaft-
lichen Entwicklungen, zum sozialen Frieden im Lande beigetragen: Es fanden kaum mehr
Streiks statt, die Arbeitslosenrate nahm ab und Portugal belegt derzeit einen der oberen
Plätze im Ranking der sichersten Länder der Welt1. Portugal wird als eine „Oase der Stabi-
lität“ in einem Europa des Chaos bezeichnet,2 dessen linkes Regierungsbündnis unter den
europäischen Linken, die an der Macht häufig mit großen Schwierigkeiten zu kämpfen
haben,  besonders  hervorsteche,  indem  sie  Löhne  erhöht,  an  Popularität  gewinnt  und
dennoch das niedrigste Haushaltsdefizit in der Geschichte Portugals erzielt3. 

Trotz der extrem schwierigen ökonomischen Situation bis 2015 kam in Portugal keine
Welle des rechten Populismus auf. Im Gegensatz zur gesamteuropäischen Entwicklung4

bildete sich weder eine bedeutende politische Bewegung am rechten Rand des Parteiensys-
tems, noch fand sich eine migrationsfeindliche Rhetorik in etablierten Medien. Dies ist
zum einen auf die noch frische Erinnerung an die rechtskonservative Diktatur bis 1974

* Übersetzt aus dem Englischen von Julia Klein und Joshua Schlupkothen.
1 Vision of Humanity: Global Peace Index 2017, abrufbar unter: http://visionofhumanity.org/indexes/global-

peace-index/ (letzter Zugriff: 26.6.2017).
2 Paul Ames: Why Portugal has become an oasis of stability, in: Politico.eu, 1.12.2016.
3 Axel Bugge: As Europe Left Struggles, Portugal's Alliance Wins Over Voters and Brussels, in: Reuters,

31.3.2017.
4 Gregor Aisch/Adam Pearce/Bryant Rousseau: How Far Is Europe Swinging to the Right?, in: New York

Times, 20.3.2017.

Jahrbuch der Europäischen Integration 2017 551

http://visionofhumanity.org/indexes/global
http://visionofhumanity.org/indexes/global-peace-index/
http://visionofhumanity.org/indexes/global-peace-index/


Die Europapolitik in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

(auch wenn ein signifikanter Teil der Bevölkerung noch immer einen positiven Eindruck
von dieser hat5) zurückzuführen. Zum anderen war Portugal bisher weder Ziel größerer
Flüchtlingsbewegungen, noch von Terroranschlägen. Zudem begünstige das portugiesische
politische System den Zugang kleinerer  Parteien zum Parlament,  so der  Politikwissen-
schaftler António Costa Pinto. Dadurch würden sich die kleinen Parteien dem Mainstream
annähern und sich ihrer radikalsten Tendenzen enthalten.6

Ökonomische Lage und europäische Wirtschaftspolitik 

Die  wirtschaftliche  Lage  in  Portugal  hat  sich  deutlich  verbessert.  Sowohl  einige  der
Maßnahmen der Vorgängerregierung als auch die Wirtschaftspolitik der aktuellen Regie-
rung haben positive Entwicklungen hervorgebracht. Im März 2017 lag die Arbeitslosenrate
bei 9,8 Prozent, dem niedrigsten Wert seit 2009. Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) befindet
sich ebenfalls im Aufschwung und stieg bis Mai 2017 um 2,8 Prozentpunkte an. Laut
portugiesischem Statistikinstitut sei dieses Wachstum hauptsächlich auf den Exportbereich
zurückzuführen, der schneller angewachsen sei als der Importbereich.7 Außerdem nahmen
auch Privatvermögen wieder zu. Vor allem aber gab Premierminister Costa den Forderun-
gen insbesondere seitens der kommunalen Ebene nach weiteren Staatsausgaben nicht nach.
Auch Finanzminister  Mário Centeno wurde in Brüssel  gewürdigt,  als  er  als möglicher
Präsident der Eurogruppe gehandelt wurde.8

Auch international  und in Europa bestand ein genereller Konsens über die erzielten
Verbesserungen  in  der  portugiesischen  Wirtschaft.  Die  Europäische  Kommission  gab
Ende Mai 2017 bekannt, dass die Neuverschuldung Portugals unter 2 Prozent des BIP von
2016 lag und somit deutlich unter dem Konvergenzkriterium von 3 Prozent. Dies ist der
niedrigste Wert seit dem Beitritt Portugals zur Eurozone 1999. Die Kommission prognosti-
zierte außerdem, dass die Staatsverschuldung bis 2018 auf diesem Niveau eher stabil blei-
ben würde.9 Diese Ankündigung sei eine Kehrtwende in der Reputation des Landes und
auch die internationalen Ratingagenturen zeigen sich optimistisch.10 Die Reduzierung der
Staatsschulden durch die Regierung bei zeitgleicher Erhöhung der Renten und Löhne hat,
für  den  Moment,  die  wirtschaftlichen Aussichten des  Landes  und die gesellschaftliche
Atmosphäre verändert. Schließlich habe sich davor die Verschlechterung der wirtschaft-
lichen Lage und der Qualität der Regierungsführung während der Finanzkrise deutlich in
der  gestiegenen  Unzufriedenheit  der  Bevölkerung  mit  der  Demokratieperformanz  des
Landes widergespiegelt.11
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Allerdings  wies  die  Kommission  auch  auf  fortbestehende strukturelle  Probleme der
portugiesischen Wirtschaft hin. Laut ihrem Länderbericht von Februar 2017 sei Portugal,
obwohl sich die Wirtschaft im vierten Jahr in Folge weiter erholte, immer noch anfällig für
Schocks. Portugal machte auch nur bedingt Fortschritte bei  der Umsetzung der länder-
spezifischen Empfehlungen von 2016. Insbesondere liege das Potentialwachstum weiter-
hin unterhalb des Vorkrisenniveaus und unter dem EU-Durchschnitt. Die externe Wieder-
herstellung des Gleichgewichts der portugiesischen Wirtschaft sei zwar im Gange, schreite
aber nur langsam voran, der Privatsektor in Portugal sei hoch verschuldet und die große
Zahl der notleidenden Unternehmenskredite fordere den Bankensektor weiterhin heraus.12

Migrationspolitik Portugals und der Europäischen Union

Portugal  stellt  bisher  kein  übliches  Zielland  für  Flüchtlinge  oder  Asylsuchende  dar.
Zwischen 1975 und 2015 wurden nur 17.769 Asylanträge gestellt  und 1.605 Personen
wurde ein Flüchtlingsstatus oder humanitärer Schutz gewährt.13 Daher wurde die Initiative
der Regierung im letzten Jahr, doppelt so viele Flüchtlinge (10.000) aufnehmen zu wollen,
als die EU-Umverteilungsquote für Portugal vorsieht (circa 5.000), als ein Versuch des
Paradigmenwechsels gewertet. Diese Entscheidung zielte vor allem darauf ab, eine Asyl-
politik innerhalb des Rahmens der Europäischen Union zu entwickeln.14

Zeitgleich kann aber argumentiert werden, dass dieser Politikwechsel eher von pragma-
tischen  Überlegungen  und  Eigeninteressen  statt  humanitären  Beweggründen,  wie  der
Schutzbedürftigkeit von Flüchtlingen, geprägt ist. So diene laut Lúcio Sousa und Paulo
Manuel Costa die Entscheidung, eine große Anzahl von Flüchtlingen aufzunehmen, zu-
allererst den politischen, ökonomischen und demographischen Bedürfnissen des Landes
angesichts des schlechten Wirtschaftswachstums und der Nettoabwanderung.15

Die Umsetzung dieser Politik gestaltete sich schwierig, zumal Portugal nicht annähernd
so viele Anträge auf Asyl erhielt wie es bereit war, zu akzeptieren. Die Zahl der Asyl -
antragssteller blieb deutlich hinter der Zahl von 10.000 zurück. Schließlich wird Portugal
als Zielland aufgrund seiner peripheren geographischen Lage und instabilen wirtschaft-
lichen Lage nicht hoch priorisiert; präferiert werden vor allem Länder wie Deutschland,
Großbritannien,  Schweden oder  andere  nordeuropäische  Länder.  Eine  weitere  Heraus-
forderung stellt die Tatsache dar, dass viele der Flüchtlinge, die in Portugal ankommen,
nach kurzer Zeit wieder ausreisen: 555 der 1.306 Flüchtlinge, die durch die Umsiedlungs-
maßnahmen seit Mai 2017 aufgenommen wurden, haben ihre Unterkünfte bereits wieder
verlassen.16 Dennoch hebt die Regierung besonders hervor, dass 38 Prozent der Flücht-
linge in den Arbeitsmarkt integriert werden konnten und 94 Prozent Portugiesisch lernen.

Diese  Herausforderungen,  mit  denen  Portugal  konfrontiert  war,  müssen  auch  im
Kontext des umfassenderen Scheiterns der  Umsiedlungspolitik der Europäischen Union

12 European Commission: Country Report Portugal 2017. Including an In-Depth Review on the prevention
and correction of macroeconomic Imbalances, 22 February 2017, SWD(2017) 87 final.
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betrachtet werden. Das Fehlen von Solidarität innerhalb der Europäischen Union lag im
Kern der  Krise,  die  durch die Migrationsströme ausgelöst  wurde.  Als Reaktion darauf
entschied sich die  Europäische  Union dazu,  ihre  Migrationspolitik zu ändern und den
Fokus auf sogenannte „Herkunfts- und Transitländer“ zu richten. Die wichtigsten Maßnah-
men dieser neuen nach außen gerichteten Politik (unter anderem die Erklärung EU-Türkei,
der  Migrationspartnerschaftsrahmen sowie  wenige  Initiativen  bezüglich  Such-  und
Rettungsmissionen) wurden mit unterschiedlicher Beteiligung der Mitgliedstaaten durch-
geführt. In diesem Rahmen hat sich Portugals Flüchtlingspolitik ebenfalls in unterschied-
lichen  Beteiligungen  an  diversen  Rettungsmissionen  im  Mittelmeer  niedergeschlagen.
Mittel  der  portugiesischen  Luftwaffe  wurden  im  Rahmen  von  Frontex  eingesetzt  und
haben im Jahr 2016 zur Rettung von über 1.100 Menschen aus dem Mittelmeer beigetra-
gen.17 Weitere Mittel der Marine sind Teil der Frontex-Operation Triton, die seit Januar
2017 in der Region stationiert ist.

Die Wahl António Guterres zum Generalsekretär der Vereinten Nationen18

In der zweiten Jahreshälfte 2016 strebte die portugiesische Diplomatie danach, dass der
ehemalige portugiesische Premierminister und Hohe Flüchtlingskommissar der Vereinten
Nationen, António Guterres, zum Generalsekretär der Vereinten Nationen gewählt wird.
Dieser  Wahlkampf  wies  auch  eine  wichtige  europäische  Dimension  auf,  da  Guterres
Hauptkonkurrentin, die Bulgarin Kristalina Georgieva, zu dem Zeitpunkt Kommissarin für
Finanzplanung und Haushalt der Europäischen Union, war. Ihre kurzfristige Kandidatur
für  die  Wahl  spaltete  die  Europäische  Union,  denn beide  Kandidaten zählten mehrere
Mitgliedstaaten zu ihren Unterstützern. Ihre Qualifikation in Verbindung mit der Tatsache,
dass Georgieva Osteuropäerin und eine Frau ist, machten sie zu einer sehr starken Konkur-
rentin,  die  auf  die  Unterstützung  von  Deutschland19,  Ungarn,  Lettland  und  weiteren
Mitgliedstaaten zählen konnte. Es traten auch Spaltungen zwischen Europa, den Vereinig-
ten Staaten und Russland zutage. Guterres erdrutschartiger Sieg im Oktober kam über-
raschend, löste aber auch die Spannungen.20
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